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1. Instanz

Aktenzeichen S 8 RJ 1478/03
Datum 21.09.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 R 660/04
Datum 11.04.2006

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Urteils
des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 21. September 2004 sowie des Bescheides vom
25. Februar 2003 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25. Juli 2003
verurteilt, dem KlÃ¤ger ab 1. November 2002 bis 31. Oktober 2008 Rente wegen
voller Erwerbsminderung zu zahlen. Im Ã�brigen wird die Berufung
zurÃ¼ckgewiesen.
II. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits
zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Zahlung einer Rente wegen Erwerbsminderung.

Der 1947 geborene KlÃ¤ger hat den Beruf eines Kfz-Mechanikers erlernt und bis
1974 ausgeÃ¼bt; anschlieÃ�end war er als Dachdecker tÃ¤tig, dann als Kraftfahrer
und zuletzt wiederum als Dachdecker versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Im Jahre
1974 hatte er sich einer Magenresektion nach Billroth II unterziehen mÃ¼ssen, im
MÃ¤rz 1990 erfolgte sodann eine Umwandlungsoperation in einen B-I-Magen. 1989
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war eine Cholezystektomie notwendig geworden. Im November/Dezember 1992 und
November/Dezember 1994 hatte die Beklagte dem KlÃ¤ger jeweils ein stationÃ¤res
Heilverfahren bewilligt, wo der KlÃ¤ger unter anderem Ã¼ber krampfartige
Oberbauchbeschwerden und hÃ¤ufige DurchfÃ¤lle berichtet hatte.

Erstmals beantragte der KlÃ¤ger am 08.08.1995 die Zahlung einer Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit. Nach Einholung von Gutachten des OrthopÃ¤den
Dr.B. vom 20.11.1995 und des Internisten Dr.G. vom 23.11.1995 hat die Beklagte
den Antrag mit Bescheid vom 11.01.1995 und Widerspruchsbescheid vom
03.04.1996 abgelehnt, weil der KlÃ¤ger weder berufsunfÃ¤hig noch
erwerbsunfÃ¤hig sei.

Den am 11.03.1997 gestellten weiteren Rentenantrag lehnte die Beklagte nach
Einholung eines Gutachtens des Internisten Dr.H. vom 17.06.1997 ab, weil der nach
Ã¤rztlicher Feststellung noch vollschichtig einsetzbare KlÃ¤ger weder berufs- noch
erwerbsunfÃ¤hig sei. Im anschlieÃ�enden Klageverfahren beim Sozialgericht
MÃ¼nchen (S 25 RJ 2716/97) holte das Gericht unter anderem Gutachten des
OrthopÃ¤den Dr.F. und der Internisten Prof.Dr.E. ein. Die SachverstÃ¤ndigen
vertraten in ihren Gutachten vom 24.06.1998 bzw. 04.08.1998 die Auffassung, der
KlÃ¤ger sei noch vollschichtig leistungfÃ¤hig. Prof.Dr.E. fÃ¼hrte aus, wegen der
bestehenden Durchfallsneigung mit imperativem Stuhldrang seien nur TÃ¤tigkeiten
in geschlossenen RÃ¤umen mit der jederzeit mÃ¶glichen Benutzung einer Toilette
zuzumuten. Im Termin vom 05.04.2000 erklÃ¤rte sich die Beklagte sodann bereit,
fÃ¼r den KlÃ¤ger berufsfÃ¶rdernde MaÃ�nahmen zu prÃ¼fen und
rechtsbehelfsfÃ¤hig zu verbescheiden.

Am 12.11.2002 beantragte der KlÃ¤ger erneut die Zahlung einer Rente bei der
Beklagten. Diese veranlasste eine Begutachtung durch den Internisten Dr.R. , nach
dessen Auffassung der KlÃ¤ger leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten tÃ¤glich
sechs Stunden und mehr zu verrichten in der Lage sei, und lehnte den Antrag mit
Bescheid vom 25.02.2003 und Widerspruchsbescheid vom 05.07.2003 ab. Der
KlÃ¤ger erfÃ¼lle die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r einen
Rentenanspruch nicht, da er im maÃ�geblichen Zeitraum vom 12.11.1997 bis
11.01.2002 nur sechs Kalendermonate mit BeitrÃ¤gen belegt habe. Nach den
Feststellungen bestehe auch weder eine teilweise noch eine volle
Erwerbsminderung und auch keine BerufsunfÃ¤higkeit.

Dagegen hat der KlÃ¤ger zum Sozialgericht MÃ¼nchen Klage erhoben. Zur
AufklÃ¤rung des Sachverhalts hat das Sozialgericht Befundberichte der
behandelnden Ã�rzte des KlÃ¤gers sowie das von dem Internisten Dr.D. am
27.11.2003 erstattete Gutachten eingeholt. Dieser fÃ¼hrte aus, seit mindestens
dem Jahre 2000 sei der KlÃ¤ger in der Lage, leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten
im Wechsel von Gehen, Stehen und Sitzen, im Freien und in geschlossenen
RÃ¤umen vollschichtig zu verrichten. Zu vermeiden seien TÃ¤tigkeiten mit Heben
und Tragen von Lasten, hÃ¤ufigem BÃ¼cken und unregelmÃ¤Ã�igen Pausen. Die
WegefÃ¤higkeit des KlÃ¤gers sei nicht eingeschrÃ¤nkt. Der KlÃ¤ger leide seit
mehreren Jahren an Verwachsungsbeschwerden und EntleerungsstÃ¶rungen des
Magens mit entsprechenden Schmerzen. Die Beschwerdesymptomatik sei bei
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magenoperierten Patienten bekannt, da es hÃ¤ufig zu Sturzentleerungen und
krampfhaften Schmerzen im Oberbauch unmittelbar nach Nahrungsaufnahme
komme. Durch das Fehlen der Gallenblase werde auch die Verdauungsleistung im
RestdÃ¼nndarm herabgesetzt, so dass es zu krampfhaften Kontraktionen in diesem
Bereich komme. Es mÃ¼sse fÃ¼r den KlÃ¤ger eine unmittelbare
Toilettenbenutzung innerhalb von drei bis fÃ¼nf Minuten gewÃ¤hrleistet sein.

Der KlÃ¤ger hat hierzu vortragen lassen, damit bestÃ¼nden erhebliche Zweifel an
seiner WegefÃ¤higkeit.

Der sodann zum gerichtlichen SachverstÃ¤ndige bestellte OrthopÃ¤den Dr.S. kam
im Gutachten vom 03.04.2004 zu der Auffassung, der KlÃ¤ger kÃ¶nne nur mehr
leichte TÃ¤tigkeiten ohne besondere AnsprÃ¼che an die Greiffunktion der rechten
Hand acht Stunden tÃ¤glich verrichten. Dieses Leistungsbild bestehe bereits seit
Januar 2000.

Mit Urteil vom 21.09.2004 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Der nach
seinem beruflichen Werdegang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verweisbare
KlÃ¤ger sei nach Auffassung der gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen noch vollschichtig
einsatzfÃ¤hig, weshalb ein Rentenanspruch nicht bestehe. Das Gericht kÃ¶nne sich
der Auffassung des KlÃ¤gers hinsichtlich seiner WegefÃ¤higkeit nicht anschlieÃ�en,
zumal der Internist Dr.D. eine solche EinschrÃ¤nkung nicht angenommen habe.

Dagegen richtet sich die Berufung des KlÃ¤gers, der erneut auf die nach seiner
Auffassung aufgehobene WegefÃ¤higkeit hinweist.

Der Senat hat das von dem Internisten Dr.S. am 23.07.2005 erstattete Gutachten
eingeholt. Dieser fÃ¼hrte aus, der KlÃ¤ger sei noch in der Lage, sechs bis acht
Stunden tÃ¤glich leichte bis mittelschwere Arbeiten sowohl im Sitzen als auch im
Stehen, im Freien und auch in geschlossenen RÃ¤umen zu verrichten. Unterbleiben
sollten das Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 10 kg sowie Nacht- oder
Wechselschicht. Der KlÃ¤ger sei in der Lage, viermal tÃ¤glich mehr als 500 m zu
und von einem Ã¶ffentlichen Verkehrsmittel bzw. zur ArbeitsstÃ¤tte
zurÃ¼ckzulegen. Die Beschwerden des KlÃ¤gers wÃ¼rden am ehesten zu einem
postalimentÃ¤ren FrÃ¼hsyndrom (FrÃ¼hdumping) passen, bei dem durch
Sturzentleerung des Magenstumpfes eine Ã�berdehnung der abfÃ¼hrenden
Schlinge mit Zug am Mesenterium resultiere, der zur Vagusreizung und Freisetzung
von vasoaktiven Stoffen und intestinalen Hormonen fÃ¼hre, die u.a.
Bauchschmerzen, Diarrhoe und Brechreiz hervorrufen kÃ¶nnten. Neben der
Befolgung vom SachverstÃ¤ndigen nÃ¤her dargelegter diÃ¤tetischer MaÃ�nahmen
sollte sich der KlÃ¤ger nach dem FrÃ¼hstÃ¼ck und dem Mittagessen jeweils 15
Minuten hinlegen. Insgesamt sollten sich so die abdominalen Beschwerden bessern,
so dass der KlÃ¤ger nicht mehr auf die unmittelbare NÃ¤he einer Toilette
angewiesen sei; trotzdem sollte sich in ca. fÃ¼nfminÃ¼tiger Entfernung eine solche
befinden.

Die Beklagte hat hierzu die Auffassung vertreten, von einer aufgehobenen
WegefÃ¤higkeit kÃ¶nne sozialmedizinisch keinesfalls ausgegangen werden.
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Der KlÃ¤ger beantragt, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts
MÃ¼nchen vom 21.09.2004 sowie des Bescheides vom 25.02.2003 in der Fassung
des Widerspruchsbescheides vom 25.07.2003 zu verurteilten, ihm aufgrund des
Antrags vom 12.11.2002 Rente wegen voller, hilfsweise teilweiser
Erwerbsminderung zu zahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.

BezÃ¼glich weiterer Einzelheiten des Tatbestandes wird im Ã�brigen Bezug
genommen auf den Inhalt der Akten des Gerichts und der beigezogenen Akten des
Sozialgerichts MÃ¼nchen und der Beklagten, die sÃ¤mtlich Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung waren.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig.

Sie ist auch insoweit begrÃ¼ndet, als dem KlÃ¤ger ab Antragstellung eine befristete
Rente wegen voller Erwerbsminderung zusteht. Er ist nÃ¤mlich seit (jedenfalls)
Januar 2000 wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit
auÃ�erstande, unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes
mindestens drei Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein (Â§ 43 Abs.2 Satz 2
Sechstes Buch Sozialgesetzbuch â�� SGB VI -). Diese Voraussetzungen liegen beim
KlÃ¤ger vor, da er mindestens seit Januar 2000 nicht mehr in der Lage ist, einen
Arbeitsplatz zu erreichen, wobei die Rente gemÃ¤Ã� Â§ 102 Abs.2 Satz 1 SGB VI auf
Zeit zu leisten ist. Wenngleich die Erwerbsminderung vor dem 01.01.2001
eingetreten ist, ist fÃ¼r die Rentenleistung das ab 01.01.2001 geltende Recht
maÃ�geblich, da der Rentenantrag erst im November 2002 gestellt worden ist.
GemÃ¤Ã� Â§ 302b SGB VI wÃ¤re das bis 31.12.2000 gÃ¼ltige Recht der
Erwerbsminderungsrenten nur dann weiterhin anzuwenden, wenn am 31.12.2000
bereits ein Anspruch auf eine Rente bestanden hÃ¤tte, was mangels eines
entsprechenden Antrags jedoch nicht der Fall ist.

Die beim KlÃ¤ger vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen und deren Auswirkung auf
sein kÃ¶rperliches LeistungsvermÃ¶gen ergeben sich aus den Gutachten des
Internisten Dr.S. im Berufungsverfahren sowie von Dr.D. und Dr.S. im Klageverfahen
beim Sozialgericht MÃ¼nchen. Aus orthopÃ¤discher Sicht stellte Dr.S. einen
Zustand nach mehrfach knÃ¶chern konsolidierten WirbelkÃ¶rperfrakturen bei
diffuser Kalksalzminderung des Skelettes fest und eine Konsolidierung mit leichter
ventraler HÃ¶henminderung im BrustwirbelsÃ¤ulenbereich und thorakolumbalen
Ã�bergang und daraus resultierender Fehlstatik. An der HalswirbelsÃ¤ule liegen
degenerative VerÃ¤nderungen im Sinne von Spondylosen und Osteochondrosen
vor, jedoch ohne Nachweis eines radikulÃ¤ren sensomotorischen Defizits. Die
FunktionalitÃ¤t des Achsenorganes ist gut erhalten.

Auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet ist der KlÃ¤ger insbesondere durch die
EinschrÃ¤nkungen des rechten Unterarms und der Hand nach Fraktur des
Unterarms und Teilversteifung der rechten Handwurzel behindert. Daneben liegt ein
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Zustand nach Exstirpation des Os scaphoideum und eine Amputationsverletzung
des 1. und 2. Strahles der rechten Hand bei gut erhaltener Greiffunktion vor.

Die Beckenfraktur rechts ist knÃ¶chern konsolidiert, an beiden HÃ¼ftgelenken sind
beginnende degenerative VerÃ¤nderungen erkennbar. Gleiches gilt fÃ¼r beide
Kniegelenke, wobei rechts ein Zustand nach Innenmeniskektomie vorliegt und
stattgehabter hinterer KreuzbandlÃ¤sion.

Aus orthopÃ¤discher Sicht ist der KlÃ¤ger nur mehr in der Lage, leichte TÃ¤tigkeiten
des allgemeinen Arbeitsmarktes ohne besondere AnsprÃ¼che an die Greiffunktion
der rechten Hand vollschichtig zu verrichten. Die TÃ¤tigkeiten sollten vorwiegend
sitzend sowie teilweise stehend und gehend in geschlossenen RÃ¤umen ohne das
Heben und Tragen von Lasten von mehr als 10 kg und ohne hohe AnsprÃ¼che an
die Greiffunktion beider HÃ¤nde ablaufen, ebenso nicht mehr mÃ¶glich sind
TÃ¤tigkeiten Ã¼ber Kopf und in vornÃ¼bergeneigter Zwangshaltung. Eine
EinschrÃ¤nkungen der WegefÃ¤higkeit besteht nicht.

Dr.D. betont in seinem Gutachten, dass beim KlÃ¤ger aufgrund einer zweifachen
Magenoperation sowie einer Gallenblasenoperation seit mehreren Jahren
Verwachsungsbeschwerden und EntleerungsstÃ¶rungen des Magens mit
entsprechenden Schmerzen bestehen. Durch das Fehlen der Gallenblase wird auch
die Verdauungsleitung im RestdÃ¼nndarm herabgesetzt, so dass es zu
krampfhaften Kontraktionen in diesem Bereich kommt. Der KlÃ¤ger kann nur an
Orten arbeiten, wo das unmittelbare Aufsuchen einer Toilette innerhalb von drei bis
fÃ¼nf Minuten mÃ¶glich ist.

Dr.S. weist darauf hin, dass der KlÃ¤ger bereits seit seiner zweiten Magenoperation
im Jahre 1990 Ã¼ber Verdauungsbeschwerden und EntleerungsstÃ¶rungen des
Magens klagt, was auch seinen Angaben anlÃ¤Ã�lich der durchgefÃ¼hrten
Heilverfahren entspricht. Die Beschwerden umfassen wechselnde
NahrungsunvertrÃ¤glichkeiten sowie Durchfallbeschwerden, epigastrale
Druckschmerzen, Ã�belkeit sowie Stuhlinkontinenz. Dr.S. fÃ¼hrt aus, dass nach
Magenteilresektionen postalimentÃ¤re Beschwerden bekannt sind, wobei die
Beschwerden des KlÃ¤gers am ehesten zu einem postalimentÃ¤ren FrÃ¼hsyndrom
passen, bei dem durch Sturzentleerung des Magenstumpfes eine Ã�berdehnung der
abfÃ¼hrenden Schlinge mit Zug am Mesenterium resultiert, der zur Vagusreizung
mit Freisetzung von vasoaktiven Stoffen und intestinalen Hormonen fÃ¼hrt, die u.a.
Bauchschmerzen, Diarrhoe und Brechreiz hervorrufen kÃ¶nnen. Damit lasen sich
die vom KlÃ¤ger vorgebrachten Beschwerden medizinisch-wissenschaftlich
erklÃ¤ren; die ablehnende Haltung der Beklagten â�� es liege kein Nachweis eines
pathologischen Befundes vor â�� ist nicht nachvollziehbar. Zur Besserung des
Zustandes schlÃ¤gt Dr.S. hÃ¤ufige kleine Mahlzeiten sowie eine eiweiÃ�reiche,
kohlenhydratarme DiÃ¤t vor; es sollte keine FlÃ¼ssigkeit zu den Mahlzeiten
eingenommen werden; manchmal ist die Gabe eines Quellstoffs zu den Mahlzeiten
oder die Gabe von Spasmolytica erfolgreich. Auch sollte sich der KlÃ¤ger nach dem
Essen eine halbe Stunden (bzw. 15 Minuten) hinlegen.

Aus internistischer Sicht ist der KlÃ¤ger grundsÃ¤tzlich auch fÃ¼r fÃ¤hig
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anzusehen, noch tÃ¤glich acht Stunden zu arbeiten, wobei die MÃ¶glichkeit nach
dem Mittagessen, sich ca. 15 Minuten hinzulegen, gegeben sein mÃ¼sste.

Wenn gleich auch Dr.S. aus Ã¤rztlicher Sicht die Auffassung vertritt, der KlÃ¤ger sei
grundsÃ¤tzlich in der Lage, vor Arbeitsbeginn mehr als 500 m zu einem
Ã¶ffentlichen Verkehrsmittel und dann von diesem mehr als 500 m zum Arbeitsplatz
in angemessener Geschwindigkeit zu FuÃ� zurÃ¼ck zu legen und dies nach
Arbeitsende in umgekehrter Reihenfolge, musste der Senat im Hinblick auf die
gutachtlichen AusfÃ¼hrungen zu der Auffassung gelangen, dass dem KlÃ¤ger dies
im Hinblick auf die internistischerseits festgestellten GesundheitsstÃ¶rungen nicht
immer mÃ¶glich ist. Wie das Bundessozialgericht mehrfach entschieden hat,
gehÃ¶rt zur ErwerbsfÃ¤higkeit auch das VermÃ¶gen, eine Arbeitsstelle aufzusuchen
(vgl. z.B. BSG SozR 2200 Â§ 1247 Nr.47, 50, 53). Wenngleich der KlÃ¤ger
kÃ¶rperlich grundsÃ¤tzlich durchaus in der Lage wÃ¤re, die Ã¼blichen Wege
(viermal tÃ¤glich mehr als 500 m zu FuÃ�) zurÃ¼ckzulegen, sind dabei die von den
SachverstÃ¤ndigen (Prof.Dr.E., Dr.D. , Dr.S.) genannten EinschrÃ¤nkungen â��
unvorhergesehen auftretenden imperativen Stuhldrang, der das Aufsuchen einer
Toilette binnen drei bis fÃ¼nf Minuten verlangt â�� nicht zu Ã¼bersehen. Zwar ist
davon auszugehen, dass an einer Arbeitsstelle Toiletten in jederzeit erreichbarer
NÃ¤he vorhanden sind, dies kann jedoch nicht fÃ¼r einen Ã¼blichen Arbeitsweg
gelten, sei es, dass dieser zu FuÃ�, mit privaten oder mit Ã¶ffentlichen
Verkehrsmitteln (Omnibus, StraÃ�enbahn, U-Bahn, S-Bahn) zurÃ¼ckgelegt werden
muss. Sowohl Prof.Dr.E. , Dr.D. und auch Dr.S. gehen davon aus, dass diese
unmittelbare Erreichbarkeit einer Toilette unabdingbar ist. Die Beklagte war nicht in
der Lage, eine plausible ErklÃ¤rung abzugeben, wie es dem KlÃ¤ger mÃ¶glich sein
sollte, unter den gegebenen UmstÃ¤nden problemlos einen Arbeitsplatz zu
erreichen. Es ist deshalb von voller Erwerbsminderung auszugehen, die im Hinblick
auf die von Dr.S. genannte Therapierbarkeit zu einer befristeten Rentenleistung
fÃ¼hren muss. Die Befristung hat fÃ¼r lÃ¤ngstens drei Jahre nach Rentenbeginn zu
erfolgen, sie kann wiederholt werden (Â§ 102 Abs.2 SÃ¤tze 2, 3 SGB VI). Im Hinblick
auf die schon seit vielen Jahren bestehende Erwerbsminderung hat die Rente mit
dem Antragsmonat zu beginnen (Â§Â§ 101 Abs.1, 99 Abs.1 Satz 2 SGB VI).

Das angefochtene Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen war deshalb entsprechend
abzuÃ¤ndern unter Abweisung der Berufung im Ã�brigen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt, dass die
Beklagte einen Rentenanspruch dem Grunde nach abgelehnt hat.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 09.06.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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